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ZEITGESPRÄCH

Konfrontation in Santiago

Die Entwicklungsländer meldeten für die dritte Welthandelskonferenz in Santiago de 
Chile neue und höhere Forderungen an, die alles andere als den Beifall der Industrie­
länder finden. Kommt es unvermeidlich zu einer Konfrontation zwischen Entwicklungs-

und Industrieländern?

Die Konferenz darf nicht fehlschlagen

Erhard Eppler, Bonn
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W enn am 13. April d. J. in 
Santiago de Chile die dritte 

Vollversammlung der Konferenz 
der Vereinten Nationen für Han­
del und Entwicklung Zusammen­
tritt, werden die Vertreter von 
140 Ländern und von multilate­
ralen Organisationen ein äußerst 
umfangreiches Programm vor 
sicli haben, das in mehr als 
einem Punkt Konfliktstoff ent­
hält. Gewiß haben auch die bis­
herigen UNCTAD-Vollversamm- 
lungen keineswegs alle Beteilig­
ten zufriedengestellt, am wenig­
sten die Entwicklungsländer. So­
wohl in Genf (1964) als auch in 
Neu Delhi (1968) gingen die For­
derungen der Entwicklungslän­
der weit über die bescheidenen 
Zugeständnisse der Industrie­
länder hinaus. Aber auf beiden 
Konferenzen konnten schließlich

Kompromisse geschlossen und 
gemeinsam getragene Empfeh­
lungen verabschiedet werden.

Herausragendes Ergebnis war 
1964 die Festlegung des sog. 
1 “/o-Ziels für Entwicklungshilfe 
und private Leistungen, berech­
net auf der Basis des Volks­
einkommens. 1968 brachte die 
grundsätzliche Billigung eines all­
gemeinen Präferenzzollsystems 
zugunsten der Entwicklungslän­
der sowie die Erhöhung des 
1 %-VoIumen-Ziels durch Aner­
kennung des Bruttosozialproduk­
tes als Bezugsgrundlage. Trotz 
dieser Ergebnisse enttäuschte 
besonders die zweite UNCTAD- 
Vollversammlung gerade die Ent­
wicklungsländer. Sie hatten die 
Konferenz sorgfältig vorbereitet 
und ihre Vorstellungen in der so­
genannten „Charta von Algier“

niedergelegt. Die Industrieländer 
haben die wenigsten davon be­
rücksichtigt.

Fülle von alten und neuen 
Forderungen

Ein ähnliches Papier liegt auch 
für die dritte UNCTAD auf dem 
Tisch. Es wurde auf der vorberei­
tenden Konferenz der Entwick­
lungsländer im Oktober/Novem­
ber letzten Jahres in Lima ver­
abschiedet. Dieses „Aktionspro­
gramm von Lima“ enthält eine 
Fülle von alten und neuen For­
derungen der Entwicklungslän­
der an die Adresse der Industrie­
länder. Die Entwicklungsländer 
geben sich sicher nicht der Illu­
sion hin, die Industrieländer in 
Santiago auf alle diese Forde­
rungen verpflichten zu können. 
Eine positive Antwort der Indu-
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strieländer wenigstens in einigen 
wictitigen Teilbereichen wird je­
doch notwendig sein, um eine 
scharfe Konfrontation mit den 
Entwicklungsländern zu vermei­
den.

Die Entwicklungsländer wer­
den sich auf der UNCTAD-Kon- 
ferenz nicht mit mehr oder weni­
ger wohlwollenden Erklärungen 
der Industrieländer zufrieden 
geben. Sie werden die Industrie­
länder zu klaren Zugeständnis­
sen zu bewegen suchen, weil die 
Bedingungen dafür auf einer 
UNCTAD-Konferenz besonders 
günstig sind: Die Entwicklungs­
länder treten hier als ziemlich 
geschlossene Partei („Gruppe 
der 77“, die inzwischen 93 Län­
der umfaßt) auf und erhalten da­
mit ein politisches Gewicht, das 
sie einzeln nicht haben.

Ungünstige Aussichten 
für Zugeständnisse

Die Aussichten, daß die west­
lichen Industrieländer sich zu 
Zugeständnissen durchringen 
können, die aus der Sicht der 
Entwicklungsländer angemessen 
wären, erscheinen schlechter als 
vor den beiden vorangegange­
nen UNCTAD-Versammlungen. 
Der Termin der dritten UNCTAD 
fällt in eine Periode abnehmen­
der Bereitschaft zur Hilfe in den 
Industrieländern und wachsen­
der Verärgerung in den Entwick­
lungsländern. Eine Währungs­
krise, die von den Entwicklungs­
ländern nicht zu vertreten war, 
diesen aber erheblichen Schaden 
zugefügt hat, ist gerade beige­
legt worden — und zwar, was die 
Entwicklungsländer besonders 
verbittert, im entscheidenden 
Moment ohne ihre Beteiligung. 
Die Entwicklungsländer haben es 
bereits abgelehnt, die Tages­
ordnung für Santiago auf we­
nige entscheidungsreife Pro­
blemkreise zu beschränken. Dies 
ist verständlich, da es für die 
Entwicklungsländer nicht von In­
teresse sein kann, die Ergeb­
nisse der Konferenz vorwegzu­

nehmen, und sie sich die Ge­
legenheit nicht entgehen lassen 
wollen, auf allen Gebieten poli­
tischen Druck auf die Industrie­
länder auszuüben.

Infolgedessen ist die Tages­
ordnung die umfangreichste der 
bisherigen Konferenzen. Alle

Die Autoren
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Punkte daraufhin zu untersuchen, 
wie sie im einzelnen die Erfolgs­
aussichten der Konferenz beein­
flussen können, würde hier zu 
weit führen. Ich werde deshalb 
im folgenden auf nur einige be­
sonders wichtige oder aktuelle 
Problemkreise eingehen.

Im Bereich der Entwicklungs­
hilfefinanzierung wird — wie 
schon bei der Konferenz von 
1968 -  eine Neuformulierung 
des 1 °/o-ZieIs gefordert. Gemäß 
der Deklaration von Lima sollen 
private Kredite und Investitionen 
nicht mehr auf das 1 ®/o-ZIeI an­

gerechnet werden. Außerdem 
soll das sog. Netto-Transfer- 
Prinzlp der Berechnung zugrunde 
liegen, d. h. daß die Nettoleistun­
gen nicht nur um Kapitalrückzah­
lungen, sondern auch um Zins­
rückflüsse zu bereinigen sind. Es 
wird also auf zwei Wegen eine 
erhebliche Aufstockung des 1 '/»- 
Zieles verfolgt. Das ist zur Zeit 
kaum durchsetzbar. Ein Blick auf 
die Leistungsstatistik der letzten 
Jahre zeigt leider, daß die Mehr­
zahl der Industrieländer noch 
nicht einmal das 1 %-ZieI in sei­
ner alten Form erfüllen konnte. 
Bezogen auf das Bruttosozial­
produkt sind die Leistungen seit 
1968 sogar von 0,78 % auf 0,74 ®/o 
(1970) gefallen.

Zurüdchaltung 
gegenüber dem „link“

Einen anderen Weg, die Ent­
wicklungshilfe zu steigern, sehen 
die Entwicklungsländer In den 
Sonderziehungsrechten desWelt- 
währungsfonds. Es soll ein Junk­
tim („link“) zwischen der Zutei­
lung der Sonderziehungsrechte 
und zusätzlicher Entwicklungs­
hilfe In der Form hergestellt wer­
den, daß die Industrieländer 
einen Teil ihrer periodischen Zu­
teilungen an die IDA und an re­
gionale Finanzierungsinstitute 
abtreten. Von diesen werden die 
Mittel zu weichen Konditionen an 
die Entwicklungsländer ausge­
liehen. Auf diese Weise könnten
— je nach dem Umfang, in dem 
die Industrieländer auf die ihnen 
zustehenden Sonderziehungs­
rechte verzichten — zwischen 
einer halben und anderthalb 
Mrd. US-$ pro Jahr zusätzlicher 
Entwicklungshilfe aufgebracht 
werden.

Bisher hat die Bundesregie­
rung einen derartigen „link“ ab­
gelehnt. Die Sonderziehungs­
rechte sind nach der Satzung des 
Weltwährungsfonds Mittel der in­
ternationalen Liquidität und sol­
len als kurzfristiges Finanzie­
rungsinstrument dienen. Bei 
einer langfristigen Vergabe an
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t Entwicklungsländer, so wird ein- 
î gewandt, würden sie die Infia- 
1 tionstendenzen in der Welt ver- 
s stärken. Diese Gefahr wohnt
i aber jeder Kreditschöpfung, wie 
! sie die Schaffung von Sonderzie- 
I iiungsrechten darstellt, inne. Die 

Frage ist, ob diese Gefahr durch 
' die Vergabe der Sonderziehungs­

rechte an Entwicklungsländer 
verstärkt wird und ob sich ge­
gebenenfalls Wege finden las­
sen, die Mittel im Rahmen der 

' Entwicklungshilfe so einzuset­
zen, daß die Inflationsgefahr 
nicht größer ist als bei der Aus­
nutzung der Sonderziehungs­
rechte durch „Defizitländer“ im 
Kreise der Industrieländer.

Dieses Problem wird z. Z. von 
der Weltbank und dem Weltwäh­
rungsfonds untersucht. Bis deren 
Bericht vorliegt, wird die Hal­
tung der meisten Industrielän­
der gegenüber dem „link“ sehr 
zurückhaltend bleiben, obwohl 
es scheint, daß viele Währungs­
experten der Idee neuerdings 
aufgeschlossener gegenüberste­
hen. Es bleibt daher vorerst 
offen, ob die Industrieländer 
ihre Verpflichtungen bei der öf­
fentlichen Entwicklungshilfe in 
der Zweiten Dekade wenigstens 
teilweise erfüllen können, ohne 
die entsprechenden Budgets zu 
erhöhen.

Überprüfung 
der Kreditbedingungen

Für die Bedingungen der öf­
fentlichen Hilfe verlangt das Ak­
tionsprogramm von Lima kräftige 
Verbesserungen. Grundsätzlich 
sollen alle Kredite zu IDA-Kondi- 
tionen ausgeliehen werden, d. h. 
zinslos bei einer Laufzeit von 50 
Jahren und 10 Freijahren. Der­
artigen Forderungen wird seit 
den Anfangstagen der Entwick­
lungshilfe entgegengehalten, ein 
zu niedriger Zins verleite die 
Kreditnehmer zur Verschwen­
dung des Kapitals.

Die Verwendung der Mittel 
hängt jedoch weitgehend von 
der Art ihrer Vergabe ab. Ober-

dies ist es unwahrscheinlich, daß 
die Entwicklungsländer bei dem 
enormen Kapitalengpaß, der bei 
ihnen besteht, nicht verstehen 
sollten, daß Kapital ein knappes 
Gut ist. Die hohen Zinsen, die in 
der Vergangenheit für Kredite 
der öffentlichen Entwicklungs­
hilfe gefordert worden sind, 
haben jedenfalls mit dazu beige­
tragen, daß viele Entwicklungs­
länder neben dem Problem, ihre 
Rückständigkeit zu überwinden, 
auch noch ein Verschuldungs­
problem haben. Die Zeit ist reif 
für eine Überprüfung der Kredit­
bedingungen mit dem Ziel, zu­
mindest dem großen Kreis be­
sonders bedürftiger Länder ge­
nerell günstigere Konditionen 
einzuräumen.

Bezüglich der privaten Leistun­
gen fordert das Aktionspro­
gramm von Lima eine bessere 
Kanalisierung der privaten Di­
rektinvestitionen vor allem durch 
steuerliche Maßnahmen in den 
Industrieländern. Diese Forde­
rung hat für die BRD insofern 
besondere Aktualität, als das 
Entwicklungshilfesteuergesetz In 
Kürze novelliert werden und da­
bei auf seine entwicklungspoli­
tische Effizienz überprüft werden 
soll.

Die Entwicklungsländer haben 
gegen den Widerstand der west­
lichen Industrieländer durchge­
setzt, daß die Auswirkungen der 
Währungssituation in einem be­
sonderen Tagesordnungspunkt 
behandelt werden. Darüber war 
es bereits auf der Tagung des 
UNCTAD-Rates, der die Tages­
ordnung für Santiago festlegte, 
zu Auseinandersetzungen zwi­
schen Entwicklungsländern und 
Industrieländern gekommen.

Die westlichen Industrieländer 
sehen in der UNCTAD ein Forum 
der Diskussion über Probleme 
der Dritten Welt und der Ent­
wicklungshilfe und nicht über 
Währungsfragen, für die der 
Weltwährungsfonds zuständig ist, 
in dem die reichen Länder die

Mehrheit haben. Demgegenüber 
wollen die Entwicklungsländer 
die Konferenz als Forum für ihre 
Interessen auch auf diesem Ge­
biet nutzen. Es ist nicht verwun­
derlich, daß sie versuchen, auf 
diesem Wege mehr Mitbestim­
mung in währungspolitischen 
Fragen zu erlangen. Die Bedeu­
tung einer solchen Mitbestim­
mung mußte ihnen in der gerade 
beigelegten Währungskrise be­
sonders deutlich werden. Es gibt 
daher Vorschläge, den Zehner­
club der Reichen durch zwei 
oder drei Entwicklungsländer zu 
erweitern. In diesem Tagesord­
nungspunkt steckt besonderer 
Zündstoff.

Ausdehnung 
der Präferenzregelung

Im Bereich des Handels haben 
die Industrieländer auf der letz­
ten Konferenz in Neu Delhi mit 
der grundsätzlichen Billigung 
eines allgemeinen Präferenzzoll­
systems zugunsten der Entwick­
lungsländer einen wichtigen 
Schritt nach vorn angekündigt. 
Leider haben jedoch einige Län­
der mit dieser 1968 gegebenen 
Zusage noch immer nicht Ernst 
gemacht. Die USA haben sich 
nicht einmal bei der Festsetzung 
ihres 10°/oigen Zusatzzolls am 
15. August letzten Jahres zu einer 
Ausnahmeregelung zugunsten 
derEntwicklungsländerentschlie- 
ßen können. Sie haben deshalb 
mit besonderer Kritik zu rechnen.

Bei den schon bestehenden 
allgemeinen Präferenzsystemen 
wird die Ausweitung des Kreises 
der begünstigten Waren und der 
Abbau von Kontingenten und 
sonstigen Handelshemmnissen 
gefordert. Bisher fühlen sich 
viele Entwicklungsländer gerade 
dort behindert, wo sie die besten 
Chancen vermuten, wie etwa bei 
Agrarprodukten, Lederwaren und 
Textilien. Hier sind der BRD als 
EG-MItglied für bilaterale Maß­
nahmen die Hände gebunden, 
wenigstens soweit es um die 
Zölle geht. Sie könnte sich je­
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doch innerhalb der EG energi­
scher zugunsten der Entwick­
lungsländer und einer wachs­
tumsorientierten Strukturpolitik 
in Europa einsetzen. Dabei 
könnte im Rahmen der EG zu­
nächst eine Ausdehnung der 
Präferenzregelung auf verarbei­
tete Agrarprodukte ins Auge ge­
faßt werden. Die Nahrungsmit­
telindustrie gehört zu den Bran­
chen, in denen die Entwicklungs­
länder über komparative Kosten­
vorteile verfügen.

Gemeinsame
struicturpoiitische Interessen

Die berechtigte Forderung der 
Entwicklungsländer, die Indu­
strieländer sollten in Ihrer Struk­
turpolitik die Interessen der Ent­
wicklungsländer berücksichtigen, 
wird Immer deutlicher. Auf die­
sem Gebiet decken sich die lang­
fristigen Interessen der Entwick­

lungsländer und der Industrie­
länder in besonders anschauli­
cher Weise. Strukturschwache 
Branchen der Industrieländer 
können unter Bedingungen, die 
die Entwicklungsländer bieten, 
rentabel arbeiten. Meistens ge­
nügt sogar eine Sortimentsbe­
reinigung, z. B. durch Verlage­
rung arbeitsintensiver Zwischen- 
und Endfertigungen in die Ent­
wicklungsländer, um unsere 
Grenzbetriebe zu sanieren und 
zusätzlichen Spielraum für aus- 
siditsreiche Produkte zu schaf­
fen, die noch nicht in Entwick­
lungsländern hergestellt werden 
können. Das bedeutet für uns 
gesichertes Wachstum und für 
die Entwicklungsländer Diversifi­
zierung von Industrie und Ex­
port. Eine solche Strukturpolitik 
der Industrieländer liegt also im 
beiderseitigen Interesse, aber 
^e  ist doch nur schwer durchzu­

setzen, wenn es um den konkre­
ten Abbau von Importhindernis­
sen oder Subventionen geht. 
Immerhin hat sich die Bundes­
republik in ihrer entwicklungs­
politischen Konzeption zu einer 
aktiven Strukturpolitik bekannt, 
die den Forderungen der Ent­
wicklungsländer weitgehend ent­
gegenkommt.

Bereitschaft 
zu Zugeständnissen

Eines der wichtigsten Themen 
der Konferenz wird schließlich 
die Unterstützung der am wenig­
sten entwickelten Länder sein. 
Es geht um eine Gruppe von 25 
Ländern (16 in Afrika, 8 In Asien 
und eins in Lateinamerika), die 
nicht nur im Entwicklungsstand, 
sondern auch im Entwicklungs­
tempo am untersten Ende der 
Skala rangieren, die also immer 
mehr zurückfallen.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG 

NEUERSCHEINUNG

Ciirislian Wiiiielms, Klaus Boedc

M A R K E T  A N D  M A R K E T I N G  IN  T H E  
F E D E R A L  R E P U B L I C  O F  G E R M A N Y

Dieser Exportleitfaden für Entwicklungsländer analysiert Marktverhält­
nisse und Absatzmöglichkeiten für dos Marketing ihrer Konsumgüter 
in der Bundesrepublik. Dabei werden die Struktur und die Entwide- 
lungstendenzen des Konsumpotentials und der Absatzchancen für Ent­
wicklungsländer ebenso dargestellt wie die Marketinginstrumente und 
die Grundzüge der Importregelung in der Bundesrepublik. In seiner 
zweiten Funktion als Nachschlagewerk enthält der Exportleitfaden be­
deutsame Quellen- und Adressenhinweise zur Marktinformation und 
Kontaktanbahnung sowie Statistiken über Marktdaten und Konsum- 
güterimporte aus Entwicklungsländern. (In englischer Sprache.)

Großoktav, 253 Seiten, 1971, brosch. D M  19,80 

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H  - H A M B U R G
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Für diese Länder werden Son­
dermaßnahmen, Sonderziele be­
züglich des Umfangs der Hilfe 
und die Einrichtung eines spe­
ziellen Fonds gefordert. Dabei 
sollen die Begünstigungen der 
am wenigsten entwickelten Län­
der nicht auf Kosten der übrigen 
Entwicklungsländer gehen. Hier 
kann es zu Konflikten zwischen 
den Entwicklungsländern selbst, 
vor allem zwischen der afrika­
nischen und der lateinamerikani­
schen Gruppe, kommen. Die In­
dustrieländer haben die Pro­
bleme der am wenigsten ent­
wickelten Länder bisher nicht 
genügend beachtet, sind aber 
nun offenbar zu Zugeständnis­

sen, vor allem auf dem Gebiet 
der Hilfebedingungen, bereit. So 
notwendig diese Maßnahmen 
sind, so werden sie doch nur 
einem sehr kleinen Teil der Be­
völkerung der Dritten Welt (näm­
lich ca. 8 %) zugute kommen. 
Die Bereitschaft der Industrie­
länder zu Zugeständnissen auf 
diesem Gebiet kann deshalb 
kein Alibi für eine harte Haltung 
auf anderen sein.

Ob die Konzessionsbereit­
schaft der Industrieländer insge­
samt ausreicht, einen Mißerfolg 
in Santiago zu vermeiden, oder 
ob die Konferenz eine nochma­
lige Verschärfung von Gegen­

sätzen bringen wird, muß also 
offen bleiben. Sicher scheint, daß 
eine harte Konfrontation in San­
tiago im Interesse der VR China 
läge, die sich dann zum Sprecher 
der Entwicklungsländer machen 
könnte. Der Bundeskanzler hat 
die politische Gefahr erkannt 
und in seiner Rede anläßlich der 
Verleihung des Friedensnobel­
preises die Industriestaaten auf­
gefordert, konstruktive Beiträge 
dazu zu leisten, daß die Konfe­
renz für die Entwicklungsländer 
nicht zu einer bitteren Enttäu­
schung und damit zum Fehl­
schlag wird. Hier sollte die Bun­
desrepublik mit gutem Beispiel 
vorangehen.

Die Konfrontation wird stärker
Dietrich Kebschull, Hamburg

W eder die erste noch die 
zweite Welthandelskonfe­

renz haben die zahlreichen 
Wünsche und Forderungen der 
Entwicklungsländer annähernd 
erfüllen können. Nach den Ent­
täuschungen von Genf und Delhi 
droht in Santiago de Chile ein 
erneuter Mißerfolg. Denn auf 
der einen Seite ist nicht damit 
zu rechnen, daß die Gruppe der 
Industrieländer mehr Entgegen­
kommen als in den vergangenen 
Jahren zeigen wird. Auf der an­
deren Seite beweist die Erklä­
rung von Lima, daß die Entwick­
lungsländer nicht von ihren alten 
Vorstellungen abrücken. Im Ge­
genteil, die Liste der Forderun­
gen wird immer umfangreicher.

Die im Pearson-Bericht be­
schworene und von zahlreichen 
Regierungen immer wieder be­

tonte internationale Partner­
schaft zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern ist bisher 
ein weitgehend leeres Konzept 
geblieben. Ein Bekenntnis, dem 
nur in wenigen Fällen die ent­
sprechenden Taten auf ökono­
mischem und sozialem Gebiet 
folgten.

Ungünstige Situation

Die wirtschaftliche Situation 
der Entwicklungsländer ist vor 
dem großen Treffen der reichen 
und armen Länder alles andere 
als ermutigend. Denn die Län­
der der Dritten Welt müssen 
feststellen, daß sich die Kluft 
gegenüber den Industriestaaten 
trotz aller Bemühungen ständig 
weitet. Der Abstand im Pro- 
Kopf-Einkommen wird immer 
größer. Und der Mangel an Ka­

pital und technischem Wissen 
läßt eine Verringerung des Ab­
standes in absehbarer Zeit un­
möglich erscheinen.

Das liegt nicht zuletzt daran, 
daß die Probleme der Entwick­
lungsländer in den entwickelten 
Staaten nur wenig Resonanz 
finden. Während die — wie sich 
inzwischen herausstellt — ohne­
hin recht zweifelhafte technolo­
gische Lücke Europas gegen­
über den Vereinigten Staaten 
zahlreiche Regierungen, Paria­
mente und vor allem die Bevöl­
kerung der betroffenen Staaten 
in Unruhe versetzte und fieber­
hafte Aktivität auslöste, berührt 
das entsprechende Problem der 
Entwicklungsländer allenfalls 
diejenigen, die sich aus beruf­
lichem und ähnlichem Zwang
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mit diesen Fragen auseinander­
setzen müssen.

Ebensowenig Beachtung fin­
det die Tatsache, daß der An­
teil der Entwicklungsländer am 
Welthandel trotz erster und 
zweiter Entwicklungsdekade und 
trotz der sog. Handelshilfe west­
licher Regierungen unaufhaltsam 
zurückgeht. Während der Kapi­
talbedarf der Dritten Welt immer 
größer wird, bleibt die Ergiebig­
keit der weitaus wichtigsten De­
visenquelle immer mehr hinter 
den ursprünglichen Erwartungen 
zurück.

Schuld daran sind nach häufig 
wiederholter Ansicht der Ent­
wicklungsländer vor allem die 
Industrieländer, die in der Lage 
sind, die internationalen IMärkte 
zu manipulieren, und die Ein­
fuhrerleichterungen nur in unzu­
reichendem Maße zulassen. 
Demgegenüber weisen Vertreter 
der Industriestaaten nachdrück­
lich darauf hin, daß für Export­
erfolge zuerst einmal entspre­
chende Bemühungen der Ent­
wicklungsländer notwendig sind.

Schwindendes Vertrauen

Schwieriger werden derartig 
„elegante“ Ausweichmanöver 
der Industrieländer im Hinblick 
auf ihre relativ und teilweise so­
gar absolut sinkenden Hilfelei­
stungen sein. In Delhi haben 
sich die fortgeschrittenen Staa­
ten einhellig verpflichtet, jähr­
lich ein Prozent ihres Brutto­
sozialprodukts für Entwicklungs­
zwecke zur Verfügung zu stel­
len. Inzwischen kann man fest­
stellen, daß gerade die poten­
testen Gebernationen diesem 
Vorsatz untreu geworden sind. 
Dafür gibt es sicherlich gute 
Gründe. Aber es wird schwer­
fallen, etwa mit dem Hinweis 
auf interne Haushaltsschwierig­
keiten viel Verständnis bei den 
Entwicklungsländern zu finden. 
Zumindest werden sie andere 
Forderungen durchzusetzen ver­
suchen, um die Nachteile aus 
der Nichterfüllung der Ein-Pro- 
zent-Klausel zu kompensieren.

Von seiten der Industrielän­
der fehlen mit Ausnahme der 
Niederlande vor Beginn der Kon­
ferenz klare Pläne, die Auskunft 
darüber geben, wie die Ein-Pro- 
zent-Norm in Zukunft erreicht 
werden soll. Das gilt nicht zu­
letzt für die Bundesrepublik. Sie 
hat sich für die zweite Entwick­
lungsdekade sogar ein weiteres 
Ziel gesetzt: Ihre öffentliche 
Hilfe soll 0 ,7%  des Bruttosozial­
produkts erreichen. Die Zu­
wachsrate soll dabei 11 %  pro 
Jahr betragen. Damit würde sie 
eine der Forderungen erfüllen, 
die in Santiago offiziell von den 
Entwicklungsländern vorge­
bracht werden — wenn sie dieses 
Ziel tatsächlich erreichte, ln den 
letzten beiden Jahren ist ein 
Fortschritt jedoch nicht festzu­
stellen. Kann man es den Ent­
wicklungsländern unter diesen 
Umständen verübeln, wenn sie 
den Beteuerungen der Industrie­
staaten immer weniger Vertrauen 
entgegenbringen?

Auswirlcungen
der Währungskrise

Daß allzu viel Vertrauen nach­
teilig sein kann, mußten alle die­
jenigen Entwicklungsländer er­
fahren, die in der letzten Wäh­
rungskrise auf eine der Grund­
festen des Systems bauten: den 
stabilen Dollar. Die Länder, die 
ihre ohnehin geringen Reserven 
in Dollar hielten, erlitten durch 
die Abwertung erhebliche Ver­
luste — zusätzlich zu den Ein­
bußen in der Zeit des Floating 
und dem Exportausfall infolge 
der US-lmportabgabe. Bei der 
Neuregelung der Paritäten — 
dem sog. realignment — fühlten 
sich die Länder der Dritten Welt 
übergangen. Ihre Interessen 
kamen nach Auffassung zahl­
reicher Fachleute bei dem Ge­
rangel der Industrieländer zu 
kurz. In Santiago werden sie auf 
einen Verlustausgleich drängen.

Verzögerungsta!^til< 
und ihre Feigen

Allerdings dürften auch sie 
kaum so viel Optimismus auf­

bringen, schon im Rahmen deer 
Konferenz mit einer Lösung z:u 
rechnen. Auch bei grundsätzz- 
licher Zustimmung der Industrice- 
länder kann es Jahre dauerm, 
bis greifbare Resultate vorliee- 
gen. Die Taktik der reichen Na­
tionen, die bisher fast keime 
eigenen Vorschläge entwickelt 
haben und sich nahezu allen 
Forderungen gegenüber in einer 
Art Verteidigungsposition befin­
den, läuft in den meisten Fällen 
darauf hinaus. Zeit zu gewin­
nen. Wenn sie die Vorschläge 
der Entwicklungsländer nicht 
wegen falscher Ausgangspunkte 
ablehnen, sagen sie ihre aus­
führliche und wohlwollende Prü­
fung zu. Damit werden wichtige 
Probleme in Ausschüsse und 
Unterausschüsse verlagert und 
zunächst einmal auf die lange 
Bank geschoben. Die trotz zahl­
reicher Lippenbekenntnisse füh­
render Vertreter der Industrie­
länder immer noch nicht abge­
schlossenen Rohstoffabkommen 
verdeutlichen dieses Vorgehen 
ebenso wie die fehlenden Rege­
lungen über die Einrichtung von 
Buffer Stocks und Diversifizie­
rungsfonds oder die Gründung 
eines Systems der langfristigen 
Ausgleichsfinanzierung.

Diese seit Jahren mehr oder 
weniger bewußt verfolgte Taktik 
hat für das weitere Verhand­
lungsklima nachhaltige Konse­
quenzen. Der Vorschlag des al­
gerischen Außenministers Bou- 
teglika in Lima, im Handelsbe­
reich das Beispiel der Ölländer 
weitestgehend zu kopieren, 
könnte ein erstes Zeichen dafür 
sein, daß die Zeiten der fried­
lichen Verhandlungen dem Ende 
zugehen. Die Frustration der 
letzten Jahre begünstigt radi­
kale Strömungen.

Unterstützung finden diese 
Entwicklungen in den Industrie­
ländern vor allem bei der Ju­
gend — und zwar unabhängig 
von der politischen Couleur. 
Man kann die Kritik von dieser 
Seite nicht einfach als „typisch
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1 links“ abtun. Dafür gibt es auch
ii in den westlichen Staaten inzwi-
s schien zu viele ernsthafte und
s seriöse Befürworter einer ent-
V wicklungsländer - freundlicheren 
F Politik. Führende Wissenschaft- 
li ler wie Myrdal und Tinbergen 
k kritisieren in zunehmendem 
N Maße die manchmal offensicht- 
li liehe Heuchelei der Industrie- 
li länder gegenüber den Staaten 
c der Dritten Welt und fordern 
e eine Änderung des Verhaltens. 
L Und ihre Ideen stoßen bei zahl- 
n reichen Wissenschaftlern auf Re- 
3 sonanz. Die Verhandlungsposi- 
ti tion der Industrieländer wird 
d durch diese neuen Tendenzen 
s ständig schwieriger.

UNOTAD statt UNCTAD

Aus diesem Grunde werden
s sie auch Schwierigkeiten haben,
d dem Wunsch der Entwicklungs-
li länder nach einer Umorganisa-
ti tion der UNCTAD auszuweichen.
C Da nämlich die UNCTAD als
C Organ der Vollversammlung
k keine rechtlich verbindlichen
B Beschlüsse fassen kann, streben
d die Vertreter der Entwicklungs-
li länder die personelle und finan-
z zielle Selbständigkeit durch
G Gründung einer UN-Sonderorga-
n nisation an. Wenn dieser Vor-
s schlag verwirklicht würde, wären
d die „UNOTAD“-Beschlüsse bin-
d dend. Da im Rahmen der UNC-
T TAD jedes Land das gleiche
S Stimmrecht hat, wären die Ent-
w wicklungsländer aufgrund ihrer
g größeren Anzahl stets in der
C Übermacht. Sie wären auf diese
V Weise in der Lage, wichtige 
P Probleme in ihrem Sinne zu ent- 
s scheiden.

Das Stimmenverhältnis in der
L UNCTAD ist ohnehin der Grund
d dafür, daß die Entwicklungslän-
d der Währungsfragen lieber dort
z zu behandeln wünschen als im
ir IMF, wo sie vom Zehnerclub der
R Reichen majorisiert werden. Im
If IIVIF haben weder ihre Vor- 

schlage auf eine grundlegende
C Quotenrevision noch auf eine
K Kopplung von Sonderziehungs-
r< rechten und Entwicklungshilfe

(link) Aussichten auf Erfolg. Eine 
Untersuchung des IMF über den 
„link“ ist zwar angekündigt, sie 
dürfte aber die Haltung der In­
dustrieländer kaum ändern.

Neuer Währungsblock

Im Rahmen der UNCTAD wer­
den die Entwicklungsländer be­
weisen, daß der „link“ möglich 
ist und daß seine negativen 
Wirkungen ausgeschaltet wer­
den können. Außerdem kann 
damit gerechnet werden, daß 
Vertreter einzelner Industrielän­
der in Santiago dem „link“ we­
niger voreingenommen gegen­
überstehen als bisher. Insofern 
könnten die — langfristigen — 
Realisierungschancen der Kopp­
lung im Rahmen des IMF gün­
stiger werden.

Bleibt es auch auf der Welt­
handelskonferenz bei der star­
ren Ablehnung des Vorschlags, 
so wird damit möglicherweise 
der Plan der Entwicklungsländer 
forciert, einen eigenen Wäh­
rungsblock zu bilden. Schon die 
Vorschläge dafür signalisieren 
die wachsende Unzufriedenheit 
der Entwicklungsländer mit den 
angeblich weltweiten multilate­
ralen Institutionen, die offen­
sichtlich mehr auf die Bedürf­
nisse der reichen als der armen 
Mitglieder zugeschnitten sind.

Harte Rohstoffdebatte

Eine Lösung der dringlichsten 
Probleme auf eigene Faust 
scheint sich auch im Rohstoff­
sektor anzubahnen. Auf kaum 
einem Gebiet haben die Indu­
strieländer bisher so oft ihre 
Bereitwilligkeit zur Kooperation 
beteuert: und auf kaum einem 
Gebiet haben sie im Endeffekt 
so wenig geleistet. Das Zucker­
abkommen ist eine Farce, da 
ihm die wichtigsten Länder nicht 
angehören. Das längst fällige 
Kakaoabkommen wird immer 
wieder hinausgezögert. Optimi­
sten rechnen jetzt eventuell 
noch in diesem Jahr mit seinem 
Abschluß. Aber auch dann sind

zahlreiche andere Rohstoffe 
nicht erfaßt Und die Einfuhr 
wichtiger Agrarprodukte In die 
EWG ist weiterhin fast unmög­
lich.

So ist es nicht verwunderlich, 
daß die Entwicklungsländer an­
dere Forderungen stellen, um 
ihre Exporterlöse zu steigern. 
Bis zum Abbau der Einfuhr­
hemmnisse verlangen sie z. B. 
den teilweisen Transfer der Ab­
gaben und Steuern, die beim Im­
port von den Industrieländern 
erhoben werden. Aus ökonomi­
scher Sicht ist diese Forderung 
nicht unberechtigt, wenn der 
Absatz der Produkte aus Ent­
wicklungsländern durch diese 
Abgaben eingeschränkt wird.

In der Bundesrepublik -  wie 
in allen anderen Industrielän­
dern -  stößt diese Meinung je­
doch auf wenig Gegenliebe. Man 
verweist auf die allein haus­
haltspolitisch begründete Not­
wendigkeit derartiger Einnah­
men und vertritt die Ansicht, 
daß Absatzeinschränkungen auf 
diese Weise nicht eintreten. Das 
mag für einige Rohstoffe durch­
aus zutreffen: für andere wäre
-  vor einer pauschalen Ableh­
nung -  eigentlich erst der ent­
sprechende Beweis zu führen.

Typisch für die Verhärtung 
der Fronten erscheint der in 
Lima wiederum präsentiertei 
Vorschlag, die Absatz- und Ver­
teilungssysteme aller Rohstoffe 
zu rationalisieren. Dabei sollen 
insbesondere die Möglichkeiten 
einer weltweiten Konzentration 
des Angebots bzw. des Verkaufs 
ausgenutzt werden. Ein Urteil 
über die Chancen einer derarti­
gen Konzentration wäre im ge­
genwärtigen Zeitpunkt noch ver­
früht. Doch kann man anneh­
men, daß die Methoden, die sich 
bei öl als möglich erweisen, 
für andere Rohstoffe nicht völlig 
utopisch sein müssen.

Der Erfolg wird im wesentli­
chen davon abhängen, inwieweit 
es gelingt, im Wettbewerb mit 
synthetisch erzeugten Produk­
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ten zu bestehen. Die Industrie­
länder werden in diesem Zu­
sammenhang alle Forderungen 
der Entwicklungsländer ableh­
nen, die eine Beschränkung der 
Synthetika-Herstellung auf Ko­
sten des technischen Fortschritts 
und entgegen den Zielen ihrer 
Wirtschaftsordnung anstreben. 
Sie werden sich aber mit der 
Frage auseinanderzusetzen ha­
ben, wie man überholte Wirt­
schaftsstrukturen bereinigt und 
nicht wettbewerbsfähige Indu­
strien stillegt.

Die Erfolge der Industrielän­
der bei derartigen Bestrebungen 
sind bisher gering. Die vermehr­
ten Vorschläge zur Diversifizie­
rung könnten deshalb von Kriti­

kern als reines Ausweichmanö­
ver angesehen werden, durch 
das sinkende finanzielle Leistun­
gen kaschiert werden sollen — 
ohne daß man aber gleichzeitig 
die wirtschaftlichen Konsequen­
zen in der Strukturpolitik zieht. 
Die Diversifizierung kann lang­
fristig nur erfolgreich sein, wenn 
die Industrieländer zu bestimm­
ten Produktionsverzichten bereit 
sind.

Keine Partnerscliafl

Eine so ausgerichtete Politik 
entspräche den Vorstellungen 
von internationaler Partnerschaft 
und Zusammenarbeit. Weitere 
Mißerfolge in den Verhandlun­
gen zwischen Industrie- und Ent­

wicklungsländern werden eine 
international konzertierte Aktion 
immer schwieriger machen. Zahl­
reiche Anzeichen deuten darauf 
hin, daß die Entwicklungsländer 
einen härteren Kurs steuern 
werden.

Der Beitritt Chinas sollte in 
diesem Zusammenhang nicht 
überbewertet werden. Dazu sind 
die Spannungen zwischen den 
Entwicklungsländern zu groß. 
Solange aber die Industrielän­
der ihre Verhandlungstaktik bei 
der UNCTAD nicht ändern, 
dürfte es der chinesischen Di­
plomatie nicht schwerfallen, sich 
zum mächtigen Wortführer der 
Gruppe der Unzufriedensten zu 
machen.

Mammuttagungen sind kaum der richtige Weg

Ingeborg Köhler-Rieckenberg, Berlin

Die Konferenz der Vereinten 
Nationen für Handel und 

Entwicklung im Frühjahr wird 
wieder ein Schauspiel heftiger 
Kontroversen zwischen den Ver­
tretern der Entwicklungs- und 
Industrieländer bieten. Die Ent­
wicklungsländer haben bei ihrer 
Zusammenkunft in Lima im 
Herbst vorigen Jahres ein Ak­
tionsprogramm entwickelt, das 
ein breites Spektrum von Forde­
rungen an die Industrieländer 
umschließt. Ziel dieser Forderun­
gen ist die Verringerung des 
Abstandes im Entwicklungsstand 
und damit des Lebensstandards 
zwischen den fortgeschrittenen 
und zurückgebliebenen Ländern. 
Anlaß zu Klagen und Sorgen ist 
wahrlich gegeben: Die erste Ent­
wicklungsdekade sah eine sich

ausweitende Kluft im Lebens­
standard zwischen den armen 
und reichen Nationen. So er­
höhte sich in den sechziger Jah­
ren das Pro-Kopf-Einkommen in 
den Industrieländern im Durch­
schnitt um 650 $, während das 
durchschnittliche Pro-Kopf-Ein- 
kommen der Entwicklungsländer 
im gleichen Zeitraum nur um 
40 $ stieg ’).

Bescliränl<urtg auf Essentials 
notwendig

So berechtigt daher derWunsch 
der Entwicklungsländer ist, die 
Forderungen nach Ausbau ihrer 
Volkswirtschaften und Anhebung 
des Lebensstandards ihrer Be-

1) The Declaration and Principles of the 
Action Programme of Lima, Part Two, B, 
b I MM/77/II/11.

völkerung gegenüber den Ver­
antwortlichen in den Regierun­
gen der Industrieländer und den 
internationalen Institutionen zu 
artikulieren sowie die Aufmerk­
samkeit und Anteilnahme der 
Weltöffentlichkeit auf sich zu len­
ken, so fragt sich doch, ob sie 
mit der Abhaltung von Mammut­
tagungen den richtigen Weg ein- 
schlagen. Allein die Dauer der 
Veranstaltung — 5 Wochen! — 
weckt Zweifel.

Eine Beschränkung dieser Ta­
gung auf „essentials“ dürfte ihr 
nicht nur vermehrte Aufmerk­
samkeit, sondern auch größere 
Wirkungsmöglichkeiten sicliern. 
Zu zahlreich sind die Probleme, 
die — folgt man dem Aktionspro­
gramm von Lima — auch in die­
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sem Jahr wieder zur Diskussion 
gestellt und durch — z. T. recht 
detaillierte -  Forderungen an 
die Industrieländer konkretisiert 
werden; sie sind in 7 Kapiteln 
mit mehr als 50 Positionen zu­
sammengefaßt. Zu unterschied­
lich sind zudem die einzelnen 
Komponenten des Aktionspro­
gramms' in ihrer Bedeutung für 
das zentrale Anliegen einer aus­
gewogeneren internationalen 
Entwicklung; zu unterschiedlich 
sind schließlich die Möglichkei­
ten der nationalen Instanzen, 
Einfluß auf Verhaltens- und Ver­
fahrensweisen in den zwischen­
staatlichen Beziehungen der In­
dustrie- und Entwicklungsländer 
zu nehmen.

Konzentrierten sich die Ent­
wicklungsländer auf die Fakto­
ren, die einen entscheidenden 
Beitrag zu einer Annäherung im 
Entwicklungsstand beider Län­
dergruppen zu leisten verspre­
chen, so könnten die UNCTAD- 
Tagungen ihre Aufgabe besser 
erfüllen; klärend zu wirken, Miß­
verständnisse auszuräumen, Vor­
stellungen der Geber- und Neh­
merländer in zentralen strittigen 
Fragenkomplexen einander anzu­
nähern, und zwar in einer Atmo­
sphäre, die nicht schon allein 
aufgrund der Vielzahl der vorge­
schlagenen, teilweise auch zwi­
schen den Entwicklungsländern 
nicht abgestimmten Forderun­
gen vorbelastet ist.

Zu den „essentials“, bei denen 
sich die Entwicklungsländer der 
Hilfe und Unterstützung der In­
dustrieländer versichern sollten, 
gehören die Forderungen nach 
Aufstockung der Entwicklungs­
hilfe sowie der Verbesserung 
ihrer Konditionen und nach Er­
leichterung des Zugangs zu den 
Märkten der Industrieländer für 
Güter aller Verarbeitungsstufen.

Enttäuschung über abnehmende 
Leistungsbereitschaft

Auf der zweiten Welthandels­
konferenz im Jahre 1968 hatten

die Entwickiungs- und Industrie­
länder gemeinsam die Empfeh­
lung ausgesprochen, „daß jedes 
wirtschaftlich entwickelte Land 
sich bemühen sollte, den Ent­
wicklungsländern jährlich einen 
Nettobetrag an finanzieller Hilfe 
von mindestens einem Prozent 
seines Bruttosozialprodukts zu 
Marktpreisen (in Form von effek­
tiven Auszahlungen, nicht Zusa­
gen) zur Verfügung zu stellen“ ’).

Unter Nettohilfe sollten alle bi­
lateralen öffentlichen Zuschüsse 
und Kredite mit einer Laufzeit 
von über 5 Jahren — abzüglich 
aller Rückzahlungen von frühe­
ren Verbindlichkeiten —, außer­
dem Privatinvestitionen und son­
stige Kapitalexporte sowie die 
Zunahme der garantierten Ex­
portkredite verstanden werden.

Mit einem Nettokapitaltransfer 
von 15,6 Mrd. $ im Jahre 1970 
stellten die im DAC zusammen­
gefaßten Länder den Entwick­
lungsländern 0,78 % ihres BSP 
in Form von Kapitalzuflüssen 
zur Verfügung )̂. Demgegenüber 
erreichte der Nettokapitaltrans­
fer in die Entwicklungsländer mit 
Beträgen von 8 bis 9 Mrd. $ zu 
Beginn der 60er Jahre 0,90“/« 
(1960) bzw. 0,95 »/o (1961) des 
BSP der Industrieländer.

Verständlicherweise enttäuscht 
über die — zwar nicht in absolu­
ten Werten, jedoch gemessen in 
Anteilen am BSP -  abnehmende 
Leistungsbereitschaft der fort­
geschrittenen Welt bereiten die 
Entwicklungsländer auf der drit­
ten Welthandelskonferenz einen 
neuen Vorstoß vor. Sie empfeh­
len, die Ein-Prozent-Klausei bei­
zubehalten, aber ihren Inhalt zu 
ändern. Unberücksichtigt sollen 
in Zukunft bei der Ermittlung der 
Nettohilfeleistung alle Kapital­
zuflüsse bleiben, die keinen 
„Hilfecharakter“ tragen, also zu 
kommerziellen Bedingungen ab-
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2) Auswertung der Dokumentation der zwei­
ten Welthandelskonferenz (1968), Heft 2. 
s. 287. Ernst Klett Verlag, Stuttgart.
3] Für die Bundesrepublik Deutschland bzw. 
die USA lagen die entsprechenden Prozent­
sätze bei 0,80 bzw. 0,55 "/o.

gewickelt werden. Privatinvesti­
tionen ebenso wie garantierte 
Exportkredite würden demnach 
nicht mehr als Nettokapitalhilfe 
ausgewiesen werden.

Einleuchtende Forderungen

Die Modifizierung der Abgren­
zung leuchtet ein. Wer schon 
käme auf den Gedanken, Direkt­
investitionen in Industrieländern 
und Exportkreditgarantien für 
Ausfuhren dorthin als „Entwick­
lungshilfe“ zu deklarieren? Ak­
zeptierte man die neue Abgren­
zung, so würden fast die gesam­
ten privaten Kapitalleistungen 
nicht mehr der Entwicklungshilfe 
zugerechnet werden können.

Die Industrieländer werden 
diesen Vorschlag heftig bekämp­
fen, u. a. mit dem Hinweis, daß 
er ihre Leistungskraft übersteige, 
nicht zuletzt deshalb, weil „zu 
Hause“ zusätzliche Aufgaben auf 
sie zukämen (Umweltschutz, Bil- 
dungs- und Gesundheitswesen). 
Ihre ablehnende Haltung dürfte 
aber kaum etwas an der Tat­
sache ändern, daß mit diesen 
Forderungen die Weichen neu 
gestellt worden sind, und die In­
dustrieländer, wenn sie ihre Ver­
pflichtung gegenüber der Dritten 
Welt ernst nehmen, sich auf be­
trächtliche Mehrielstungen in den 
kommenden Jahren werden ein­
richten müssen.

Im übrigen weisen die Ent­
wicklungsländer — zu Recht — 
darauf hin, daß die öffentliche 
Kapitalhilfe kontinuierlich bereit­
gestellt und nicht mit nationalen 
Zielsetzungen — z. B. Bekämp­
fung von Arbeitslosigkeit oder 
Obernachfrage — variiert werden 
sollte, um den Empfängeriändern 
eine langfristige Planung und 
damit einen stetigen Aufbau 
ihrer Produktivkraft zu ermög­
lichen.

Die Forderung, die Kapitalhilfe 
zu günstigen Konditionen zu ge­
währen, ist alt, aber nicht obso­
let. Laufzeiten von 25 bis 40 Jah­
ren, 7 bis 10 rückzahlungsfreie
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Jahre und geringe Zinsbelastun­
gen sind unter entwicl<lungs- 
poiitisclien Zielsetzungen ange­
bracht; sie werden letztendlich 
auch das Vertrauensverhältnis 
zwischen Geber- und Nehniier- 
ländern stärken, können die 
Gläubiger doch bei Anpassung 
der Bedingungen an die Lei­
stungsfähigkeit der Schuldner 
viel eher davon ausgehen, daß 
sie ihren Verpflichtungen nach- 
kommen.

MocHfizierung der SZR-Zuteilung

Das Aktionsprogramm von Lima 
greift weiter den Vorschlag auf, 
die Bereitstellung von internatio­
naler Liquidität in Form der Son­
derziehungsrechte mit der Ge­
währung -  zusätzlicher — Ent­
wicklungshilfe zu verknüpfen. 
Gegen diese Empfehlung ist ein­
zuwenden, daß internationale 
Liquidität die Aufgabe hat, kurz­
fristige — konjunkturelle, sai­
sonale oder sonst temporär be­
dingte — Zahlungsbilanzungleich­
gewichte überbrücken zu helfen. 
Es wäre verfehlt, einen allmäh­
lich in die Funktion einer Welt­
bank hineinwachsenden Inter­
nationalen Währungsfonds durch 
artfremde Aufgaben, nämlich die 
langfristige Finanzierung von 
Realtransfer, zu überfordern.

Allerdings sollte überlegt wer­
den, den Zuteilungsschlüssel für 
Sonderziehungsrechte, der heute 
auf den Quoten der Mitglieds­
länder und der hinter ihr stehen­
den wirtschaftlichen Leistungs­
fähigkeit beruht, zu modifizieren, 
und zwar durch Berücksichtigung 
der Bevölkerungszahl der einzel­
nen Volkswirtschaften. Ein sol­
ches Konzept würde es erlauben, 
die Dritte Welt gegenüber dem 
augenblicklichen Modus erheb­
lich besserzustellen ohne die 
Nachteile der Verknüpfung zweier 
unterschiedlich gelagerter Pro­
blemkomplexe.

Von entscheidender Bedeu­
tung für eine gesunde außen­
wirtschaftliche Entwicklung der

Dritten Welt ist ein freier Zugang 
ihrer Produkte zu den Märkten 
der Industrieländer. Alle Maß­
nahmen verdienen dabei Unter­
stützung, die auf den Abbau der 
nicht-tarifären Hemmnisse zielen 
sowie einen Zolltarif anstreben, 
der nicht von vornherein Pro­
dukte höherer Verarbeitungsstu­
fen benachteiligt. Eine darüber 
hinaus gehende präferenzielle 
Behandlung von Halb- und Fer­
tigwaren der Entwicklungsländer 
ist zu befürworten unter der Be­
dingung, daß sichergestellt wird, 
daß sie nicht zum Vorwand für 
neue Beschränkungen wird, etwa 
durch die Anrufung von Aus­
weich- oder Marktzerrüttungs- 
klauseln und/oder durch -  quasi 
durch die Hintertür wieder ein­
geführte — Waren- und Länder­
kontingente. Solche Praktiken 
machen den Handel für beide 
Partner, den Exporteur der Ent­
wicklungsländer und den Impor­
teur der Industrieländer, unüber­
sichtlich und laufen damit dem 
Ziel eines erleichterten Markt­
zugangs über längere Zeitab­
schnitte hinweg zuwider.

Strukturanpassungen 
in den Industrieländern

Die Öffnung der kaufkräftigen 
Märkte der Industrieländer für 
Angebote aus den Entwicklungs­
ländern impliziert Probleme für 
beide Partner; Sie erfordert auf 
beiden Seiten Anpassungspro­
zesse an veränderte Waren­
ströme. Bessere Absatzchancen 
sind nämlich zwar eine notwen­
dige, aber noch keine hinrei­
chende Bedingung für Export­
erfolge der Dritten Welt. Sie 
setzen ein der Nachfrage an 
Qualität und Quantität adäquates 
Güterangebot voraus, über das 
Entwicklungsländer in der Regel 
erst nach Erreichung eines ge­
wissen Industrialisierungsgrades 
verfügen. Hinter Ausfuhrerfolgen 
steht also ein progressiver Indu­
strialisierungsprozeß. Struktur­
anpassungen haben sich auch 
die Industrieländer zu unterzie­

hen. Wo Hilfsmaßnahmen als 
Unerläßlich angesehen werden, 
sollten sie abrücken von der 
Unterstützung nicht wettbewerbs­
fähiger Produktionsstätten und 
-methoden. Sie sollten sich viel­
mehr auf die Förderung for- 
schungs- und kapitalintensiver 
Industriebereiche konzentrieren, 
bei denen die Industrieländer 
einen in der Regel großen Vor­
sprung haben. Die Integration 
der Dritten Welt in die zwischen­
staatlichen Wirtschaftsbeziehun­
gen ist als langfristiger Prozeß 
zu begreifen, den voranzutreiben 
Anliegen einer international ab­
gestimmten Wirtschaftskonzep­
tion sein sollte.

Inwieweit aber Wirtschsfts- 
strukturen mit Erfolg gepant 
werden können, etwa aufgrjnd 
von Vorstellungen über FaMor- 
austattung — hier reichliches Ka­
pitalangebot, dort Arbeitskraft­
reserven —, ist umstritten. Zu 
dynamisch laufen heute die Wirt­
schaftsprozesse ab, als daß man 
einzelne Länder über Jahrzehnte 
hinweg auf konstante Strukturen 
festlegen könnte. Ständige An­
passungen an sich ändernde 
Voraussetzungen sind daher das 
zentrale Problem der Welt von 
heute und morgen, nicht nur im 
nationalen, sondern auch im in­
ternationalen Rahmen. Die letz­
ten Jahre haben die fortgeschrit­
tenen unter den Entwicklungs­
ländern in Industriebereiclien 
erfolgreich gesehen, die man bis 
vor kurzem noch als alleinige 
Domäne der Industrieländer 
glaubte. Die von den Entwick­
lungsländern geforderte Steige­
rung der Nettokapitalhilfe sollte 
zusammen mit den Mitteln aus 
privaten Kapitalleistungen, ins­
besondere Direktinvestitionen, 
diesem Ziel einer Anpassung an 
ständig wandelnde Strukturen 
dienen: auch die Entwicklungs­
länder werden langfristig die 
nötigen Devisen nur dann er­
lösen, wenn sie mit ihrem Güter­
angebot den jeweiligen Ansprü­
chen der Abnehmer gerecht wer­
den, also wettbewerbsfähig sind.
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